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Belastung des Rechtsstaates
^Die Justiz selbst, die hohen Gerichte 
sind es oft, die ein Heranführen der Be­
völkerung im freiheitlichen Rechtsstaat 
Bundesrepublik an dieses Recht so 
schwer machen. Wir haben es im Fall 
Heyde/Sawade am Beispiel mancher 
Richter und Staatsanwälte in hohen Posi­
tionen erlebt. Wir erleben es gegenwär­
tig wohl in einer grotesken Übersteige­
rung am Fall des unter Hitler im Amt 
gewesenen Reichsjustizministers Dr. 
Franz Schlegelberger, der nunmehr in das 
87. Lebensjahr tritt und in verbitterter 
Manier um seine hohen Ruhestandsbe­
züge kämpft.

Es ist bekannt, daß Schlegelberger am 
4. Dezember 1947 durch den Militärge­
richtshof III in Nürnberg wegen Kriegs­
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu lebenslänglicher Haft 
verurteilt worden ist, weil er unter an­
derem die Polen- und Juden-Strafrechts- 
verordnung verantwortete, welche die 

Sjnrichtung der Konzentrationslager im 
Blten rechtlich ermöglichte. Es ist ebenso 
bekannt, daß er seit dem 1. April 1951 
rund 370 000 DM als Ruhestandsbezüge 
von unserem Staat, uns und unseren 
Steuern erhalten hat.

Hierzu sei noch einmal an das Urteil 
der 4. Kammer des Schleswig-Holstei­
nischen Verwaltungsgerichts vom 8. No­
vember 1960 erinnert, welches dem 
schleswig-holsteinischen Finanzministe­
rium auferlegte, die Schlegelberger am 
3. September 1959 gesperrten Bezüge 
weiterhin in Höhe von 2894,08 DM mo­
natlich zu zahlen, über 21 000 DM nach­

zuzahlen und mit sechs Prozent zu ver­
zinsen. Groteske Begründung: Schlegel- 
beiger hat das Bewußtsein der Pflicht­
widrigkeit damals gefehlt.

Inzwischen sind neue Tatbestände be­
kannt geworden, die zum Teil in Nürn­
berg nicht abgeurteilt worden sein dürf­
ten und zu der Frage berechtigen, wo 
denn die neue Strafverfolgung bleibt. 
Bei dem bisherigen Verwaltungsgerichts­
krieg mit erstaunlich weit auseinander­
liegenden Gerichtsterminen sind jeden­
falls nicht jene Führerinformationen 
hochgekommen, in denen der damalige 
Nationalsozialist Schlegelberger „seinem 
Führer" über Rechtsgeschehnisse in übler, 
nationalsozialistischer Manier berichtete. 
Auch eine Serie von Ablehnungsentschei­
den dürfte Schlegelberger erheblich be­
lasten. Von Sondergerichten oft wegen 
Bagatellsachen zum Tode verurteilten 
Männern auch des Widerstandes, lehnte 
Schlegelberger jegliche Begnadigung ab 
und ließ der „Gerechtigkeit" freien Lauf.

Schließlich ist nunmehr im Fall Heyde/ 
Sawade bekannt geworden, daß jener 
fanatische NS-Jurist Schlegelberger am 
23. und 24. April 1941 im Reichsjustiz- 
mjnisterium eine Konferenz höchster 
Juristen, Generalstaatsanwälte und Ober­
landesgerichtspräsidenten leitete, in der 
die verbrecherische Euthanasie Hitlers 
behandelt, erörtert und letztlich legali­
siert wurde.

Diese inzwischen hochgekommenen 
Details scheinen aber die Verwaltungs­
gerichtsbarkeit im Norden nicht sonder- 



lieh zu bewegen. Äm 27. März 1961 ent­
schied der 5. Senat des Oberverwaltungs­
gerichts in einem Zwischenbescheid in 
Lüneburg lediglich, Schlegelberger habe 
vom schleswig-holsteinischen Finanz­
minister keine Nachzahlung zu bekom­
men. Ihm seien aber 50 Prozent seiner 
Bezüge, und zwar 1942,04 DM monatlich 
auszuzahlen, einen Satz, den sonst straf­
fällige Beamte noch erhalten.

Seit dem 27. März 1961 aber wartet 
man schon zehn Monate auf den endgül­
tigen Entscheidungstermin in Lüneburg. 
Die hohen Verwaltungsrichter in der 
Heide-Stadt haben immer noch keinen 
Termin zur Frage „Ruhegeld ja oder 

nein" angesetzt. Das Geld an Schlegel­
berger fließt weiter und um die straf­
rechtliche Seite kümmert sich offenbar 
niemand mehr.

Der jetzt für den Fall Schlegelberger 
verantwortliche Innenminister zu Schles­
wig-Holstein hat sogar den Spezialisten 
für Verwaltungsrecht, den Bonner Rechts­
anwalt Dr. Redeker, Sozius des bekann­
ten Professors Dahs, eingeschaltet. Jetzt 
jedenfalls kann man der Regierungsspitze 
in Kiel nicht mehr den Vorwurf machen, 
daß sie nicht alles täten, um die Affäre 
Schlegelberger zu bereinigen, die unse­
ren Rechtsstaat so sehr belastet. Die Ver­
antwortung aber liegt nun bei der JustjÄ

Quittung; Leere Versammlungen
OS. Einen, ständigen Rückgang derBetei- 

ligung an öffentlichen Vorträgen, poli­
tischen Versammlungen und sogenannten 
Foren verzeichnet die „DDR", wie aus 
statistischem Material der Regierung 
hervorgeht. Nach diesen Angaben be­
suchten 1961 über 200 000 Personen weni­
ger als in Vorjahren diese Propaganda­
veranstaltungen. Zur gleichen Zeit hat 
sich die Leserzahl der öffentlichen Biblio­
theken von 12,5 Prozent der Bevölkerung 
auf 13,4 Prozent im Jahre 1961 erhöht. 
Die Leser bevorzugten das unpolitische 

Buch: Schöngeistige Werke und Fach­
bücher. Eine Spezialanalyse der Entwick­
lung des „zentralen Hauses der deutsch- 
sowjetischen Freundschaft" in Ostberlin 
ergab einen Rückgang der Besucher so­
genannter Ausspracheabende um unge­
fähr 25 Prozent, um den gleichen Prozent­
satz stieg hingegen der Besuch von Spiel­
filmveranstaltungen, der in sich jedoch 
wiederum sehr differierte. Besonders 
ältere Sowjetspielfilme mit stark poli­
tischer Tendenz liefen vor fast leeren 
Bänken.

SPD-Pressedienst Moskaus Last
Das Ulbrichtregime kann nicht auf eige­

nen Beinen stehen, weder politisch noch 
wirtschaftlich. Es ist auf die Hilfe seines 
mächtigen Gönners, die Sowjetunion, an­
gewiesen. Das liegt gewiß nicht am man­
gelnden Fleiß der Bevölkerung Mittel­
deutschlands und auch nicht daran, daß 
der einst Weltruf besitzende Facharbeiter 
aus Thüringen oder Sachsen etwa seine 
industriellen Fähigkeiten verloren hätte. 
Das System, in das er eingespannt ist, 
weiß damit nur nichts anzufangen. Es ist, 
obwohl es sich der Planwirtschaft ver­
schrieben hat, durch Direktionslosigkeit 
und ein Übermaß an wuchernder Büro­
kratie gekennzeichnet.

Der Zonenstaat, früher die Kornkam­

mer Deutschlands, leidet an ständigen 
Versorgungsschwierigkeiten. Verhäng­
nisvoll für das Regime und die Bevölkao 
rung hat sich die Zwangskollektivieru^ 
der Landwirtschaft ausgewirkt. Der 
Ideologe Ulbricht schlug seinerzeit alle 
Warnungen aus den eigenen Reihen 
über die Folgen einer Zwangsenteignung 
der Bauern in blindwütigem Eifer in den 
Wind. Heute erntet er die Früchte seiner 
Landwirtschaftspolitik in Gestalt eines 
Zusammenbruchs der Versorgungslage. 
Es fehlt an fast allem: an Butter, Milch, 
Kartoffeln, Fleisch, um nur die wichtig­
sten Nahrungsmittel zu erwähnen. Die 
stille, auch durch Terrorakte nicht zu be­
hebende Resistenz der enteigneten
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Bauern bleibt nicht ohne Wirkungen auf 
die Gesamtwirtschaft. Die Aussicht eines 
Hinabgleitens in die Zustände vor 1949 
erhebt sich düster am Horizont.

Dies war es wohl, was Ulbricht wieder 
einmal zum Bittgang nach Moskau zwang. 
Er soll mit einem Zwei-Milliarden-Kredit 
zurückgekehrt sein. Die Sowjetunion, die 
nach dem Zusammenbruch die noch vor­
handene Wirtschaftskraft der Zone durch 
wiederholte Reparationen auf ein Min­
destmaß reduzierte, sieht sich heute ge­
nötigt, ihrem Schützling kräftig unter die 
Arme zu greifen. Für Moskau ist der 
Zonenstaat ein Faß ohne Boden. Die 

■tewährung der neuen Anleihe erhöht 
We Schuldenlast Pankows auf rund acht 
Milliarden Ostmark, eine gewaltige 
Summe, die schwer auf die Wirtschaft 
drückt. Auch der neue Kredit dürfte nicht 
die so heiß ersehnte Lieferfähigkeit der 
Zone erhöhen und bestehende Rück­
stände ausgleichen. Die mangelnde Plan­

erfüllung der. Zone bringt die ganze 
Wirtschaft des Ostblocks in arge Ver­
legenheit, es ergeben sich Stockungen bei 
der Durchführung des Siebenjahresplanes.

Neben rein wirtschaftlichen Erwägun­
gen haben bei der Gewährung der An­
leihe wohl auch politische Gründe eine 
Rolle gespielt. Die verstärkte wirtschaft­
liche Abhängigkeit der Zone von der 
Sowjetunion schränkt den Ermessungs- 
spielraum Ulbrichts im politischen Be­
reich ein; so sah er sich genötigt, Funk­
tionäre zurückzupfeifen und in gewissen 
Fragen auf der Stelle zu treten. Alles in 
allem genommen: die Sowjetzone bleibt 
zwar ein Faustpfand sowjetischer 
Deutschlandpolitik, aber um es einiger­
maßen lebensfähig zu erhalten, muß 
Moskau nicht nur 20 Divisionen ständig 
in Mitteldeutschland unterhalten, es muß 
auch Milliarden Rubel investieren auf 
Kosten der eigenen, mit Gütern ohnehin 
nicht gesegneten Bevölkerung.
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Sowj eizonale Reisesperren
Kürzlich wurde in einer LDPD-Ver­

sammlung in der Sowjetzone gefragt, ob 
man „seine Verwandten im Westen ab­
schreibe, wenn man sich offen dazu be­
kenne, jetzt keinen Antrag auf eine Reise 
nach Westdeutschland zu stellen". Der in 
Moskau geschulte LDPD-Funktionär Ru­
dolf Agsten antwortete darauf.

Agsten nannte es Heuchelei, wenn die 
„Bonner Propaganda ausgerechnet uns 
bezichtigt, wir würden die Familienbande 
• reißen". Er behauptet, jeder „fried- 

lende westdeutsche Bürger" könne 
jederzeit die „DDR" besuchen, „ohne 
irgendwelche Gefahr" — umgekehrt sei 
das jedoch anders. Was bedeutet „fried­
liebend" im volksdemokratischen Sinn? 
Zu viele erkannten die Vieldeutigkeit 
dieses in der kommunistischen Sprache 
häufig vorkommenden Wortes erst, als 
sie viel Zeit zum Nachdenken hinter Ker­
kermauern hatten. „Friedliebend" ist 
nach dem sowjetzonalen Sprachgebrauch 
schon gar nicht ein einziger der über 
drei Millionen Flüchtlinge, die ihrer Hei­
mat, ihrem Hab und Gut den Rücken 

kehrten, weil sie die Freiheit suchten..
Noch keiner, der zu Verwandtenbe­

such in die Bundesrepublik kam, ist von 
irgendeiner Behörde befragt oder gar 
belästigt worden. Und da kann man 
wirklich sagen und beweisen, daß das 
„umgekehrt anders ist". Was Agsten als 
Begründung der unmenschlichen Reise­
sperre von Verwandten zu Verwandten 
angibt, ist einfach lächerlich und nimmt 
ihm drüben ebenso keiner ab wie hier. 
Aber was er wirklich will, ist etwas 
ganz anderes. Er will das „Staatsbewußt­
sein" seiner Parteimitglieder „stärken", 
er möchte gern, daß sich der Bürger mit 
der sogenannten DDR identifiziert.

Agsten sagte, die „persönlichen Inter­
essen hätten mit den gesellschaftlichen" 
— lies: kommunistischen! -—■ ■„übereinzu­
stimmen". Er sagt dann weiter: „Weil 
ich damit bekunde, daß die nationale 
Politik der Regierung der DDR meinem 
Nationalbewußtsein als Deutscher, als 
Bürger des deutschen Friedensstaates 
entspricht." Wir möchten meinen, daß 
den Verwandten beiderseits der Mauer 
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und des Stacheldrahtzaunes durch 
Deutschland weder diese „DDR" noch die 
Bundesrepublik dann interessiert, wenn 
sie das menschliche und verständliche 
Bedürfnis haben, sich gegenseitig zu be­
suchen.

Daß Kommunisten glauben, sie könn­
ten menschliche Bande zerfetzen und im 
Zuge dieser Unmenschlichkeit Verständ­
nis oder gar Liebe zu ihrem System 
züchten, ist einer ihrer größten Denkfeh­
ler. Gewiß, unsere Landsleute in Mittel­
deutschland haben schon vieles verkraf­

tet, sie haben manches hingenommen, 
weil ihnen nichts andres übrig blieb. Wer 
aber glaubt, sie würden sich mit der 
Zeit an die Reisesperre gewöhnen kön­
nen, wer meint, Unmenschlichkeiten 
schliffen sich im Laufe der Jahre ab, und 
sie würden dann erträglicher, der irrt 
schwer. Wer — wie es Ulbricht und 
seine Clique mit der generellen Reise­
sperre praktizieren — menschliches Wol­
len derart vergewaltigt, der sät nur Haß. 
Und der wird dafür niemals Liebe ern­
ten können.
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„Die blutenden Grenzen Asiens"
Südosiasiatisches Kaleidoskop

Von Erwin Erasmus Koch
Der „Jungle", wie er in Thailand gut­

tural genannt wird, der „Dschungel", 
kocht in lastender, dumpf-feuchter Hitze. 
Es mögen mehr als 40 Grad Celsius sein. 
Drüben liegt sie, die berühmte, berüch­
tigte Brücke am River Kwai und über­
spannt weit den gurgelnden, rauschen­
den, unheimlichen, im Augenblick aber 
lieblichen Fluß. Auf einer Sandbank 
schneiden Bauern und Fischer in ihren 
spitzen, breitrandigen Hüten frühlings­
frisches Schilf. Ihr Singen dringt bis zum 
steil abfallenden Ufer, und dahinter, um­
klammert vom Dschungel, liegen die drei 
Friedhöfe, fast dreißigtausend Gräber 
alliierter Soldaten, Engländer, Holländer, 
Norweger, die Toten fast aller gegen 
Japan vor zwanzig Jahren kämpfenden 
Nationen. Diese Männer hatten als Ge­
fangene eines grausamen, unbarmherzi­
gen Feindes die Brücke gebaut und die 
Railway, die hier, hart an der Grenze 
nach Burma, Dschungel und Gebirge, 
schließlich zur „Burma-Straße" wurde. 
Giftschlangen

Die Gefahren des Urwalds sollten nicht 
unterschätzt werden; sie waren hier 
kaum Panther und Tiger oder die wilden 
Elefanten, sie sind tiefer zum Süden an 
die Grenzen von Laos und Kambodscha 
abgewandert; die tödlichen Gefahren

Am River Kwai, Februar 1962 
bilden die Giftschlangen und ihre art­
verwandten Würger, vor allem die Ko­
bras, Vipern und die „Elephant-Snakes", 
sowie die Pythons von meterlangen Aus­
maßen. Dazu die fingergroßen schwarzen 
Skorpione. Wer gebissen oder gestochen 
wird, kann nicht überleben. Das Anti- 
torin fehlt, es gibt im Dschungel noch 
keine von Ärzten betreuten Hilfsstatio­
nen. Ich mußte also auch beim Filmen die 
Augen immer wieder nach oben und 
unten 'richten, aus jeder Zuckerpalme 
oder wilden Bananenstaude konnte 
plötzlich ein scheinbar starrer Zweig sich 
als „Snake" offenbaren. Thailand ist das 
von Kobras am meisten verseuchte Ge­
biet Asiens, und auch die „Kongs", die 
ungezählten Wasserläufe, sind von vie­
len, oft gefährlichen Schlangenarten 
durchsetzt. £

In diesen Dschungeln arbeiteten vor 
zwanzig Jahren Zehntausende und aber­
mals Zehntausende „white coolies", 
weiße Kulis, die Kriegsgefangenen der 
Japaner. Sie starben vor Erschöpfung, 
am Hunger, an Schlangenbissen, an der 
Malaria. In den Schreinen am Eingang 
Jedes Dschungelfriedhofs füllen die 
Namen der Toten hochgestapelte Bände, 
viele der Toten aber blieben unbekannt.
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